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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 29. —— 


(Nr. 3587.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. April 1852., betreffend die Bewilligung der fis— 
kaliſchen Rechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 
Markliſſa nach Nieder-Linda. f 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Markliſſa nach Nieder-Linda Seitens des Kreiſes Lauban ge⸗ 
nehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht in Bezug 
auf die zum Bau erforderlichen Grundſtuͤcke, das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen geltenden Beſtimmungen, ſowie die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei- 
Vergehen auf die gedachte Straße Anwendung finden follen. Zugleich ver⸗ 
leihe Ich dem Kreiſe das Recht zur Erhebung eines einmeiligen Chauffee- 
eldes nach dem für die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffeegeld- 
Tarife Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffent: 
lichen Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 21. April 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 8 


Johtgang 1852. (Nr. 3587-3588.) Be: (Nr. 3588.) 
Ausgegeben zu Berlin den 13. Juli 1852. 4 


8 


(Nr. 3588.) Privilegium wegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Potsdam zum Betrage von 300,000 Rthlr. Vom 22. Mai 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem die ſtaͤdtiſchen Behörden von Potsdam darauf angetragen haben, 
zur Abtragung der ſtaͤdtiſchen kuͤndbaren Darlehne eine Anleihe von 300,000 fthlrn. 
aufzunehmen und zu dem Zwecke auf den Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen 
verſehene Stadtobligationen ausgeben zu duͤrfen, ſo wollen Wir in Gemaͤßheit 
des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833., wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungs verbindlichkeit an jeden Inhaber enthalten, durch gegen: 
waͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von 300,000 Rthlrn., in Worten: Dreimal 
hundert tauſend Thalern Potsdamer Stadtobligationen, welche im einzelnen 
Stücke zu Beträgen von 1000 Rthlrn., 500 Rthlrn., 100 Kthlrn., 50 Rthlrn. und 
25 Rthlrn. nach dem hier beigedruckten Schema auszufertigen, mit vier Pro⸗ 

2 zent jährlich zu verzinſen und, von Seiten der Gläubiger unfündbar, durch einen 
mit einem Prozent des Kapitals jährlich fundirten Tilgungsfonds, welchem auch 
die Zinſen der amortiſirten Obligationen zuwachſen, mittelſt jaͤhrlicher Verloo— 
ſung oder Ankaufs innerhalb 42 Jahren zu amortiſiren ſind, und zu deren 
Sicherheit insbeſondere die Stadt verpflichtet iſt, auf Hoͤhe der im Umlauf befind⸗ 
lichen Obligationen das ihr gehoͤrige Kapital von 300,000 Rthlrn. in Berlin⸗ 
Potsdam: Magdeburger Eiſenbahn-Stammaktien, oder an deren Stelle andere 
ſichere Effekten ſtets deponirt zu halten, — Unſere landesherrliche Genehmi⸗ 

ung, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, ertheilen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährlei- 
ſtung des Staats zu bewilligen. 


Gegeben Berlin, den 22. Mai 1852. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Schema. 
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Schema. 


Potsdamer Stadt⸗Obligation 


(Baca eu 


Littera Nr. 60 
über ? Thaler Kurant. 


Der Magiſtrat und der Gemeinderath der Stadt Potsdam bekunden hier⸗ 


mit, kraft des landesherrlichen Privilegiums vom ..... ... 185. (Geſetz⸗ 
Sammlung de 185. Seite ...), daß der Inhaber dieſer Obligation die 
Summe von Thalern, in Worten Thalern Preußiſch 


Kurant, deren Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadtgemeinde Potsdam zu 
fordern hat. 8 

Der Inhaber dieſer Obligation, zu deren Sicherheit ein gleicher Betrag 
in Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn-Stammaktien oder in anderen 
ſicheren Effekten deponirt iſt, erhaͤlt alljaͤhrlich vier Prozent Zinſen, welche in 
halbjaͤhrlichen Raten am , und am gegen Ruͤckgabe der ausgefer— 
tigten Zinskupons in der Kaͤmmereikaſſe zu erheben ſind. Werden jedoch 
die Zinſen innerhalb vier Jahren nach dem im Kupon bezeichneten Zahlungs— 
tage nicht erhoben, ſo verfallen ſie zum Vortheil der Kommune. 

Die Ruͤckzahlung des Kapitals erfolgt nach Maaßgabe des umſtehend 
abgedruckten, vom Staate genehmigten Amortiſationsplans mittelſt jährlicher 
Verlooſung oder Ankaufs der Obligationen, und es ſteht daher den Inhabern 
der Obligationen ein Kuͤndigungsrecht nicht zu. Den Kommunalbehoͤrden bleibt 
jedoch das Recht vorbehalten, den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken oder auch 
ſaͤmmtliche Obligationen auf einmal zu kuͤndigen. 

Die Behufs der Amortiſation ausgelooſten oder gekuͤndigten Nummern 
der Obligation werden drei Monate vor dem Zahlungstermine durch den Staats⸗ 
Anzeiger, das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam, die Voſſiſche 
und Spenerſche Zeitung und die hieſigen Lokalblaͤtter bekannt gemacht. Die 
Auszahlung dieſer Obligationen erfolgt an dem dazu beſtimmten Tage nach 
dem Nominalwerthe durch die Kaͤmmereikaſſe an den Vorzeiger der Obliga— 
tion gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem Tage hoͤrt die Verzinſung die⸗ 
ſer Obligation auf. Der Betrag der ausgereichten Zinskupons, ſoweit ſolche 
nach dem Zahlungstermine der Obligation fällig und mit der Obligation, nicht 
zuruͤckgereicht find, wird von dem Kapital gekürzt. 

(Nr. 3888.) 39 * 5 Wer⸗ 
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Werden die Obligationen nicht innerhalb zehn Jahren nach dem Zah⸗ 
lungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt, oder den nachfolgenden Beſtimmungen 
emäß als verloren oder vernichtet angemeldet, fo iſt der Betrag derſelben zum 
ortheil der Kommunalkaſſe verfallen, inzwiſchen und bis dahin erfolgt eine 
jaͤhrliche Bekanntmachung dieſer noch unabgehobenen Obligationen. 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
Kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug ha— 
bende Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufge— 
bots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere §§. 1— 13. 
mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) Die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma— 
giſtrat gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchaͤfte und Befug— 
niſſe zuſtehen, welche nach der angefuͤhrten Verordnung dem Schatz⸗ 
Miniſterio zukommen; gegen die Verfuͤgungen des Magiſtrats findet 
Rekurs an die hieſige Koͤnigliche Regierung ſtatt; 

b) das im F. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem hie⸗ 
ſigen Königlichen Kreisgerichte; f 

c) die in den HH. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Be⸗ 
kanntmachungen ſollen durch diejenigen Blätter geſchehen, durch welche die 
ausgelooſten Obligationen veroͤffentlicht werden; 

d) an die Stelle der im $. 7. jener Verordnung erwaͤhnten ſechs Zinszah⸗ 
lungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im H. 8. erwaͤhnten achten 
Zinszahlungstermins ſoll der fünfte treten. 


Potsdam, den ten 185. 
(Stadt- Siegel.) 
Der Magiftrat. Der Gemeinderath. 
(Namen gedruckt.) (Namen gedruckt.) 


Mit 


- un 


B. 
Mit Kupons 
NR 
Serie. (Erſter) Kupon 
zur Potsdamer Stadt-Obligation Littr. ..... ee 
über Rthlr. 

Inhaber dieſes erhalt amn 185. 
die halbjaͤhrlichen Zinſen oben genannter Obligation fuͤr die Zeit 
vom SER. e , euer en 185. 
mit Rthlr. in Wor tend Thaler 
aus der Kaͤmmerei-Kaſſe zu Potsdam. 

— ͤ re 185. 


Der Magiſtrat. b Der Gemeinderath. 


(Namen gedruckt.) N (Namen gedruckt.) 


Dieſer Kupon verfaͤllt in vier Jahren nach dem Zahlungs-Termine. 


(Nr. 3588.) Plan 
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Plan 


zur Amortiſation der neuen Schuld der Stadt Potsdam im 
Betrage von 300,000 Tim. bei Aprozentiger Verzinſung 


1 Prozent. 

Iſtes Jahr 3,000 Rtblr...... 3,000 Rthlr. 
Zinſen zu 120 = 

S 3,120 Rthlr .. 3,120 
Zinſen u 125 ⸗ 

. 3,245 Rthlr.. 5 
Zinſen zu 130 - 

Ae Jahr 3,375 Rthlr .. 30988 
Zinſen zu 135 - 

stes Jahr. 3,510 Nthſr. 3,510 
Zinſen zu 140 ⸗ 

r 3,650 Rthlr...... 3,550 
Zinſen zu 146 = 

7tes Jahr. 3,796 Rthir .. 3,796 
Zinſen zu 118 

8tes Jahr... EN 3,948 Rthlr...... 3,948 = 
Zinfen zu 158 - 

tes Jahr 4,106 Nthlr .. 4,106 
Zinſen zu 164 ⸗ 

1otes Jahr 4,270 Rthlr. 4,270 
Zinſen zu 171 

ies he 4,441 Rthlr . 4,444 
Zinſen zu 178 = 

12tes Jahr 4,619 Rthlr...... 4,19 
Zinſen zu 485.7 5 

1368 Jahr 4,804 Rthlr.. .... 4,804 = 


Latus 49,884 Rthlr. 


13tes 
14tes 
15te8 
16te8 


17tes 
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Transport 49,884 Rthlr. 
. 4,804 Rthlr. a 


Jahr ee 4,996 Rthlr . 4,9965 


Et: 5,190 

Jahr 5,196 thlr. y 
Zinſen zu 208 = 

Jahr. ra 3,404 Rthlr...... 5,404 


WW 5,620 Nihlr .. 5,620 = 


A 5,845 Rthlr...... 5,845 
Zinſen zu 23 2 

Jahr 6,079 Rehlr...... 6,0799 = 
Zinſen zu 243 


20ſtes Jahn 6,322 Rthlr.. 6,322 - 


Zinſen zu 253 = 


Aiſtes Jahr 6,575 Nihlr.. 655 = 


22ſtes Jahr. 6,838 Rthlr... 6,838 


Zinſen zu 274 = 


23ſtes Jahun r 7,112 Rthlr .. 75112 


Zinſen zu 284 = 


24ſtes Jahr 7,396 Nthlr.. 7,56 


25ſtes Jahr 7,692 Rthlr .. 7,692 


Zinſen u 296 = 


* 


Zinſen zu 308 - 


e 8,000 Rthlr .. 8,000 


Zinſen zu 320 - 


27 ſtes Jahr 8,320 Rthlr...... 8,320 


Zinſen zu 33 333 


28ſtes Jahr . 8,55 ‚653 Nthlr Rth lr. 8,653 - 


Zinſen zu 3 ı 


20ſtes Jahr 8,999 Nihlr. 8,999 ⸗ 


Zinſen zu 360 „ 


30ſtes Jahr 9,359 Rthlr . 9,359 = 


Zinſen zu 374 


3iſtes Jahr. 9,733 Rthlr .. 9,73 


(Nr. 3588.) 


Latus 178,023 Rthlr. 
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Transport 178,023 Rthlr. 

e 9,733 Rthlr. 

Zinſen zu 389 = 

S 10,122 Rthlr.. . 10,122 = 
Zinfen zu 405 = 5 
1 10,527 Rthlr...... 10,527 
Zinſen zu 421 

8 10,948 Rthlr...... 10,948 
Zinfen zu 438 = 

F at Nhl... . 11886 558 


2233 11,841 Rthlr......, 11,8414 
Zinfen zu 474 = 
VE 12,315 Rthlr...... 123,315 = 
Zinfen zu 492 = 
AA 12,807 Rthlr...... 12,807 = 
Zinſen u 512 = 
Be 13,319 Rthlr...... 13,319 = 
Zinſen u 533 = 
n 129851 Kthlr...... 13,852 


3 14,406 Rtblr...... 14,406 
Es bleiben zuletzt nur 454 = 


a 


Summa 300,000 Rthlr. 


(Fr. 3589.) 
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(Nr. 3589.) Mlerhöchfter Erlaß vom 29. Mai 1852., betreffend die Beſtrafung derjenigen 
Militairperſonen, welche die vorfehriftsmäßige An- und Abmeldung bei 
Aufenthalts-Veraͤnderungen unterlaſſen haben. f 


Al Ihren Bericht vom 28. Mai dieſes Jahres beſtimme Ich hiermit, daß 
gegen Militairperſonen des Beurlaubtenſtandes, welche bei Aufenthalts-Ver⸗ 
änderungen die vorgeſchriebene Ab- und Anmeldung unterlaſſen, die nach $. 39. 
der Verordnung uͤber die Disziplinarbeſtrafung in der Armee vom 21. Oktober 
1841. verwirkte Disziplinarſtrafe fortan von dem Kommandeur des Land- 
wehrbataillons, dem die Kontrolirung des zu Beſtrafenden obliegt, feſtzuſetzen 
iſt. Die Strafvollſtreckung erfolgt auf Requiſition des Bataillonskommandeurs 
durch den Kreislandrath. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen und von Ihnen, dem Kriegsminiſter, der Armee noch beſonders 
bekannt zu machen. 


Sansſouci, den 29. Mai 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
Simons. v. Weſtphalen. v. Bonin. 


An die Miniſter der Juſtiz, des Innern und des Krieges. 


Jahrgang 1852, (Nr. 3589 3590.) 60 (Nr. 3590.) 
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(Nr. 3590.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Juni 1852., betreffend die Bewilligung der fis— 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Koͤnigshuͤtte nach dem Bahnhofe zu Schwientochlowitz. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom 12. Januar 1849. die Uebernahme 
des Chauſſeebaues von Koͤnigshuͤtte nach dem Bahnhofe der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn zu Schwientochlowitz, im Beuthener Kreiſe, durch die hierzu gebildete 
Geſellſchaft genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß auf dieſe Straße das Er: 
propriationsrecht fuͤr die zur Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke und das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien nach Maaß— 
gabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen geltenden Beſtimmungen Anwendung finden 
ſollen. Zugleich verleihe Ich der genannten Geſellſchaft das Recht zur Er— 
hebung des Chauſſeegeldes für eine halbe Meile auf dieſer Chauſſee nach dem 
für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarife und den 
darauf bezuͤglichen Vorſchriften. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei- 
Vergehen für die in Rede ſtehende Straße Gültigkeit haben. Der gegenwärtige 
Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouci, den 2. Juni 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr, 3591.) 
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(Nr. 359.) Verordnung wegen Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen des 
Reglements fuͤr die Provinzial-Staͤdte-Feuerſozietaͤt der Provinz Sachſen 
vom 5. Auguſt 1838. Vom 21. Juni 1852. f 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ic. 


verordnen wegen Ergaͤnzung und Abaͤnderung einiger Beſtimmungen des Regle— 
ments fuͤr die Provinzial⸗Staͤdte-Feuerſozietaͤt der Provinz Sachſen vom 5. Au— 
guſt 1838. auf den Antrag Unſers Miniſters des Innern was folgt: 


Zum H. 7. 


Wenn Mauern, Planken oder andere derartige Befriedigungen von Hoͤfen 
oder Gärten bei den zur Sicherung oder Löſchung eines aſſozürten Gebäudes 
noͤthigen Anſtalten beſchaͤdigt oder vernichtet worden find und ſolches auf Anord⸗ 
nung von Perſonen, welchen bei Leitung dieſer Veranſtaltungen eine Mitwir⸗ 
kung zuſteht, geſchehen iſt, oder doch nachher als nöthig oder nuͤtzlich zur Feuer⸗ 
loͤſchung durch ein Zeugniß der Ortspolizeibehoͤrde nachgewieſen wird, ſo ſoll 
für den entſtandenen Schaden, ohne, Unterſchied, ob der Betheiligte ein affoziir 
tes Mitglied iſt oder nicht, eine außerordentliche Vergütung nach dem Werthe, wel- 
chen der beſchaͤdigte oder vernichtete Gegenſtand vor dem Brande gehabt hat, bewil- 
ligt werden. Sind aber die Veranſtaltungen, in Folge deren die Beſchaͤdigung 
ſtattgefunden hat, blos zur Sicherung oder Loͤſchung eines nicht affozlirten Ge⸗ 
baͤudes geſchehen, ſo wird die Verguͤtung nur dann gewaͤhrt, wenn der Eigen⸗ 
thuͤmer des beſchaͤdigten Gegenſtandes ein aſſozürtes Mitglied iſt. 


Zum F. 8. 


Von den im H. 8. als von der Aufnahme in die Sozietät ausgeſchloſſen 
bezeichneten Gebaͤuden follen fernerhin gewiſſe Kategorieen, jedoch nur gegen 
erhöhten Beitrag, aufnahmefaͤhig ſein und gelten in dieſer Hinſicht für die Zu: 
kunft folgende Beſtimmungen: 

Es ſind 


1) ganz ausgeſchloſſen von der Aufnahme: 
Pulvermühlen und Pulvermagazine, Schwefelraffinerien und Schwefel⸗ 
ziehereien, Terpentin⸗ und Firnißfabriken, Anſtalten zur Fabrikation von 
Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber und Knallgold, Theeroͤfen, Pott⸗ 
aſchbrennereien und Kiendarren, Schiffmuͤhlen und Bockwindmuͤhlen, 
Theatergebaͤude; 

2) aufnahmefaͤhig gegen doppelten Beitrag: 
Ziegelöfen, wenn ſolche Haben überwölbt find, Schmieden, wenn fie 
nicht maſſive Bedachung haben; 

3) aufnahmefaͤhig gegen dreifachen Beitrag: N 
Stuͤckgießereien, Zuckerſiedereien, Knochenbrennereien, Cichorienfabriken, 

Gr. 3591.) 3 Soda⸗, 
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Soda, Blutlaugenſalz⸗, Holzſaͤure⸗, Schwefelſaͤure-, Vitriol⸗ und Sal⸗ 
miak⸗Fabriken, Glas⸗ und Schmelzhuͤtten, Spiegelgießereien, Eiſen- und 
Kupferhaͤmmer. 5 


Auch Rum: und Spritfabriken ſollen kuͤnftig nur gegen Entrichtung 
des dreifachen Beitrags aufgenommen und als Fabriken ſolche zur Herſtellung 
von Rum und Sprit beſtimmte Etabliſſements angeſehen werden, in denen mit 
Apparaten gearbeitet wird, welche auf mehr als ein Oxhoft eingerichtet find. 


Zum FK. 11. und 12. 


Es iſt unſtatthaft, die zu einem und demſelben Gehoͤfte gehoͤrigen Ge— 
baͤude theilweiſe bei der Provinzial-Städte-Feuerfozietät und theilweiſe anderswo 
gegen Feuersgefahr zu verſichern; es waͤre denn, daß diejenigen Gebaͤude, welche 
anderswo verſichert werden ſollen, bei der Provinzial-Staͤdte-Feuerſozietaͤt 
reglementsmaͤßig überhaupt nicht verſicherungsfaͤhig wären. 

In allen Fällen aber, wo ein Beſitzer ftädtifcher Gebäude dieſelben an⸗ 
derswo als bei der Provinzial-Anſtalt zu verſichern Willens iſt, muß ebenſo, 
als ob dies bei der Provinzial-Anſtalt geſchehen ſollte, und nach denſelben 
Grundjägen eine Abſchaͤtzung der Gebäude durch die ſtaͤdtiſche Abſchaͤtzungs⸗ 
Kommiſſion auf Koſten des Verſicherungsnehmers vorangehen. 

Kein Agent einer Privatverſicherungs⸗Geſellſchaft, bei welchem eine Ver⸗ 
ſicherung ſtaͤdtiſcher Gebaͤude gegen Feuersgefahr nachgeſucht worden iſt, darf 
bei Vermeidung der im H. 31. des Geſetzes über das Mobiliar⸗Feuer⸗Verſiche⸗ 
rungsweſen vom 8. Mai 1837. beſtimmten Strafen eine Police oder einen Pro⸗ 
longationsſchein eher aushaͤndigen, als bis er von dem Magiſtrat desjenigen 
Ortes, in welchem die zu verſichernden Gebaͤude gelegen ſind, die amtliche Er⸗ 
klaͤrung erhalten hat, daß der Aushaͤndigung kein Bedenken entgegenſtehe, und 
es muß ſich der Magiſtrat, bevor dieſe Erklaͤrung ertheilt wird, auf Grund 
der Werthstaxe der ſtaͤdtiſchen Abſchaͤtzungs-Kommiſſion jedesmal namentlich 
davon Ueberzeugung verſchaffen, daß nach den reglementsmaͤßigen Beſtimmungen 
der Provinzial-Anſtalt die Verſicherungsſumme zulaͤſſig iſt. 


Zum H. 15. 


In Fällen, wo nach vorangegangener ausdruͤcklicher Verpflichtung, die 
Beiträge für das ganze laufende Halbjahr entrichten zu wollen, der Eintritt 
in die Sozietät oder die Erhöhung einer Verſicherungsſumme zu einer andern 
Zeit als an einem der gewöhnlichen beiden halbjaͤhrigen Termine erfolgen foll, 
beginnt die rechtliche Wirkung des Vertrags mit dem Augenblicke, wo die in 
vorſchriftsmaͤßiger Form aufgeſtellten und von allen Intereſſenten vollzogenen 
Werthstaxen der zu verſichernden oder in der Verſicherung zu erhoͤhenden Ge- 
baͤude von dem Magiſtrate mit dem Richtigkeits-Atteſte verſehen worden find 
(F. 18. b.), oder, wenn dem Antrage auf Erhöhung einer Verſicherungsſumme 
fruͤhere bereits als richtig beſcheinigte Werthstaxen zum Grunde liegen, mit dem 
Augenblicke, wo die beantragte Erhöhung vom Magiſtrate auf Grund der fruͤ⸗ 
heren gültigen Taxen für zulaͤſſig anerkannt und genehmigt worden iſt. 

Zum 
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Zum F. 17. 


Bei den in der Zukunft eingehenden Antraͤgen auf Aufnahme in die 
Sozietät und Erhöhung oder Herunterſetzung ſchon beſtehender Verſicherungs⸗ 
ſummen ſoll nicht die Zahl Fuͤnfundzwanzig, ſondern die Zahl Fünf als Theil- 
barkeitsmaaßſtab zur Abrundung der Verſicherungsſummen gelten, ſo daß die 
ledesmalige Verſicherungsſumme des einzelnen Gebaͤudes den Betrag von min- 
—— fuͤnf Thalern erreichen und bei hoͤheren Summen durch fuͤnf theilbar 
ein muß. 


Zum F. 33 b. 


Die Ertheilung von Rezeptionsſcheinen iſt fernerhin nicht mehr von dem 
hierauf gerichteten ausdrücklichen Antrage der Gebaͤudebeſitzer abhängig; viel⸗ 
mehr wird in der Zukunft jedem Hausbeſitzer, welcher der Provinzial-Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤt beitritt oder eine Erhöhung feiner Verſicherung bewirken läßt, ein 
ſolcher Receptionsſchein, und zwar unentgeltlich, durch den Magiſtrat ertheilt. 

Zu dieſem Zweck ſollen die Magifträte durch die Direktion mit dem noͤ— 
thigen Bedarf an Formularen zu dergleichen Rezeptionsſcheinen verſehen werden, 
welche außer der Verſicherungs⸗ und Konkurrenzſumme auch die Abſchaͤtzungs⸗ 
ſumme, ſowie auf der Ruͤckſeite eine gedraͤngte Zuſammenſtellung der wefent- 
lichſten Beſtimmungen des Reglements enthalten follen. 


Zum $. 41. und 42. 


Um Behufs Feſtſtellung eines partiellen Schadens die bei einem ſtattge— 
habten Brande vernichtete Quote des ganzen verſicherten Objekts zu ſinden, 
muß von der Abſchaͤtzungskommiſſion in der Regel der Werth der unbeſchaͤdigt 
gebliebenen Theile des beſchaͤdigten Gebäudes, und zwar moͤglichſt nach den- 
ſelben Grundfägen, nach welchen die bei der Brandſchadenabſchätzung vorzu- 
legende urſpruͤngliche Gebaͤudetaxe aufgeſtellt iſt, ermittelt werden. Derſelbe 
aliquote Theil, welcher ſich hiernaͤchſt ergiebt, wenn die Differenzſumme zwiſchen 
dem ermittelten Werthe der unbeſchaͤdigt gebliebenen Theile und der urſpruͤng⸗ 
lichen Taxſumme einerſeits und die urſpruͤngliche Taxſumme andererſeits zufam- 
mengeſtellt wird, gebuͤhrt dem Beſchaͤdigten dann auch von der Verſicherungs— 
ſumme. 


Zum H. 54. 


Beſchadigungen der Gebäude, welche durch Blitz, wenn ſolcher auch nicht 
gezuͤndet hat, hervorgebracht worden, werden gleichfalls verguͤtet. 


Zum H. 81. 82. 84—87. 


Die Einrichtung, wonach die vorfallenden Veraͤnderungen theils durch 
halbjaͤhrliche Hauptnachtraͤge, theils durch außerordentliche Interimsnachtraͤge 
zur Kenntniß der Provinzialdirektion gebracht werden ſollen, wird aufgehoben. 
An die Stelle dieſer doppelten Art von Nachtraͤgen treten Monatsnachtraͤge. 

In dieſelben werden alle im Laufe des betreffenden Monats vorgefallene 
Veränderungen (Eintritt neuer oder Austritt bisheriger Theilnehmer, Erhöhung 


(Nr. 3891.) oder 
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oder Herunterſetzung der Verſicherungsſummen und Verſetzung von bereits ver⸗ 
ſicherten Gebäuden aus einer Klaſſe in die andere), ſoweit ſolche in Wirkſam⸗ 
keit getreten ſind, unter Benutzung des dem Reglement unter lit. C. beigefuͤg⸗ 
ten Schema und unter Beachtung der wegen Abſchluſſes der Nachtraͤge im 
H. 82. enthaltenen Beſtimmungen aufgenommen. 

Dieſe Nachtraͤge, welche innerhalb der drei erſten Tage des nachfolgen 
den Monats an die Provinzialdirektion einzureichen ſind, werden nach dem 
Semeſter, in welchem ſie aufgeſtellt werden, innerhalb jedes einzelnen Semeſters 
aber nach fortlaufender Nummer bezeichnet. Sie erhalten daher die Aufſchrift: 
Erſter (zweiter, dritter ꝛe.) Nachtrag zum Feuerſozietaͤts-Kataſter der Stadt 
N. im Regierungs-⸗Bezirk N. für das erſte (zweite) Semeſter des Jahres 18. 

Sind im Laufe eines Monats keine Veraͤnderungen vorgekommen, ſo daß 
fuͤr denſelben ein Kataſternachtrag nicht aufzuſtellen iſt, ſo bedarf es in der 
Regel auch nicht erſt der Einſendung einer Vakatanzeige. 

Um jedoch moͤglichſt zu ſichern, daß vor der jedesmaligen Ausſchreibung 
der von den Theilnehmern zu leiſtenden halbjaͤhrlichen Beitraͤge alle im Laufe 
des vorhergegangenen Semeſters vorgefallenen Veränderungen ordnungsmaͤßig 
zur Kenntniß der Provinzialdirektion gebracht worden ſind, muͤſſen diejenigen 
Magiſtraͤte, welche fuͤr den letzten Monat des betreffenden Semeſters, d. h. fuͤr 
den Monat Juni resp. den Monat Dezember, keinen Nachtrag aufzuſtellen ge⸗ 
habt haben, für dieſen Monat innerhalb der für die Einſendung der Nachtraͤge 
beſtimmten Friſt eine Vacatanzeige an die Provinzialdirektion erſtatten und in 
derſelben die Haupt-Verſicherungs- und Konkurrenz-Summen, mit welchen der 
zuletzt aufgeſtellte Nachtrag abſchließt, nach Klaſſen geordnet ausdruͤcklich an— 
geben. In die monatlichen Nachträge find auch die Veraͤnderungen in Bezie⸗ 
hung auf die Namen der Gebaͤudebeſitzer und in Beziehung auf die Vermerke 
der Hypothekenglaͤubiger mit aufzunehmen. 


Gegeben Sansſouci, den 21. Juni 1852. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 


(Nr, 3592.) 


— 447 — 


(Nr. 3592.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Juni 1852., betreffend die Verleihung der fiska—⸗ 
liſchen Vorrechte und des Chauſſeegeld-Erhebungsrechts in Bezug auf den 
Bau und die Unterhaltung der Gemeinde-Chauſſee von der Koblenz⸗Luͤtticher 
Bezirksſtraße bei Mayen uͤber Monreal bis zur Trier-Koblenzer Staats⸗ 
ſtraße bei Kaiſerseſch. N 


3 durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge— 
meinde⸗Chauſſee von der Koblenz⸗Luͤtticher Bezirksſtraße bei Mayen über Monreal 
bis zur Trier⸗Koblenzer Staatsſtraße bei Kaiſerseſch genehmigt habe, beſtimme 
Ich hierdurch, daß das Recht zur Expropriation der zur Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke und die fiskaliſchen Vorrechte wegen Entnahme der Chauſſeebau— 
und Unterhaltungs-Materialien von den benachbarten Grundſtuͤcken nach Maaß⸗ 
gabe der für die Staats-Chauſſeen geltenden Vorſchriften auf dieſe Straße An- 
wendung finden ſollen. Zugleich will Ich den dabei betheiligten Gemeinden 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem jedesmal fuͤr die Staats— 
Chauſſeen geltenden Chauſſeegeld-Tarife, einſchließlich der in demſelben enthal— 
tenen Beſtimmungen uͤber die Fee ſoͤwie der ſonſtigen die Erhebung 
betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee— 
eld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
hauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Sansfouci, den 21. Juni 1852, 
Friedrich Wilhelm. 
von der Heydt. von Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 3592-3593.) (Nr. 3593,) 
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(Nr. 3593.) Bekanntmachung uͤber die unterm 2. Juni 1852. erfolgte Beſtaͤtigung des 
Statuts der Aktien-Geſellſchaft zum chauſſeemaͤßigen Ausbau der Straße 
von Koͤnigshuͤtte nach Schwientochlowitz. Vom 24. Juni 1852. 


. Königs Majeſtaͤt haben das unterm 15. April, 16., 20. Mai, 4., 20. 
und 25. Juni und 23. Juli 1851. vollzogene Statut des Aktien⸗Vereins zum 
chauſſeemaͤßigen Ausbau der Straße von Koͤnigshuͤtte nach Schwientochlowitz 
mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 2. Juni 1852. zu beſtaͤtigen geruhet, was 
nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über Aktien-Geſellſchaften vom 9. No— 
vember 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß das Statut durch 
das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Oppeln zur öffentlichen Kenntniß 
gelangen wird. a 


Berlin, den 24. Juni 1852, 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


In Vertretung: 


v. Pommer-⸗Eſche. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


